
Weg mit dem Euro?
Zu Oskar Lafontaines Euro-Vorschlägen und den 
Reaktionen aus der LINKE-Führung!

Oskar Lafontaine hat vorgeschlagen, 
den  Euro  schrittweise  durch  die 
Wiedereinführung  nationaler  Wäh-
rungen  und  eines  Europäischen 
Währungsmechanismus  (wie  er  vor 
der Einführung der Gemeinschafts-
währung existierte) zu ersetzen. Das 
hat  eine  gesellschaftliche  Debatte 
ausgelöst,  die  lange  überfällig  war, 
und ihm viel  Widerspruch aus  den 
eigenen Reihen der Partei DIE LIN-
KE  eingebracht.  Lafontaine  hat 
Recht, den Euro zu kritisieren. Doch 
er  hat  Unrecht  mit  der  Annahme, 
dass eine Abschaffung des Euro im 
Rahmen der kapitalistischen Markt-
wirtschaft  die  sozialen Probleme in 
Europa und die Krisenhaftigkeit des 
kapitalistischen  Systems  nachhaltig 
und qualitativ beheben könnte.

von Sascha Stanicic und Lucy Redler

EU  und  Euro  sind  Projekte  der 
Herrschenden in Europa, vor allem 

der  starken  Kapitalistenklasse  in 
Deutschland  und  Frankreich,  zur 
Durchsetzung  ihrer  ökonomischen 
und politischen  Interessen  –  gegen 
die Konkurrenten in den USA, Asi-
en und anderswo und gegen die Mil-
lionen Arbeiterinnen und Arbeiter in 
den europäischen Staaten.

Die  SAV hatte  die  Einführung des 
Euro,  wie  auch  die  damalige  PDS 
(Partei des Demokratischen Sozialis-
mus,  eine  der  beiden  Quellparteien 
der LINKEN) und viele weitere Lin-
ke,  abgelehnt.  Unter  dem  Slogan 
„Nein  zum  EUROpa  der  Banken 
und  Konzerne“  haben  wir  damals 
Front gemacht gegen die neue Wäh-
rung, die von den Regierenden und 
Kapitalisten genutzt wurde, um So-
zialstandards und Löhne zu senken. 
Wir  schrieben  damals:  „Muss  man 
nicht als Europäer, zumal als Linker, 
für den Euro sein? Nein,  denn wir 

sind  aus  sozialen  Gründen  gegen 
den Euro, nicht aus nationalen. Die 
Voraussetzungen  für  die  Teilnahme 
an  der  EWU  –  die  sogenannten 
Maastrichter  Konvergenzkriterien  – 
machten  bereits  deutlich,  für  wen 
der Euro eingeführt werden soll: für 
Banken  und  Konzerne.  Es  wurden 
nämlich nicht etwa Konvergenzkrite-
rien wie Vollbeschäftigung oder an-
gemessene  Löhne  vereinbart,  son-
dern monetäre Kriterien. (…) Damit 
verpflichten sich die Teilnehmerstaa-
ten auf  massive Kürzungs- und De-
regulierungspolitik.  (…)  Der  Euro 
wird die  Konkurrenz zwischen den 
Beschäftigten  in  verschiedenen 
Euro-Staaten  extrem  verschärfen. 
(…) Der Euro wird die  Kluft  zwi-
schen  armen  und  besser  gestellten 
Regionen in Europa vergrößern, weil 
Konkurrenzkampf  immer zu Lasten 
der Schwächeren geht.“ (aus: VOR-
AN, Mai 2001)



Unser  Ausgangspunkt  war  damals 
kein nationalistischer. Wir waren und 
sind keine Fans der D-Mark. Im Ge-
genteil haben wir immer erklärt, dass 
eine wirkliche – demokratische und 
zu  sozialem Fortschritt  führende  – 
Vereinigung  Europas  auf  Basis  der 
kapitalistischen  Profitlogik  nicht 
möglich sein wird.  Wir haben auch 
davor  gewarnt,  dass eine gemeinsa-
me  Währung  zur  Steigerung  der 
Profite auf  dem Rücken der Bevöl-
kerung dienen wird und darauf  hin-
gewiesen, dass diese an den dem Ka-
pitalismus  innewohnenden  Krisen 
und den daraus resultierenden natio-
nalen Spannungen scheitern wird – 
ein Prozess, der mit den Auswirkun-
gen  der  Weltwirtschaftskrise  seit 
2007 eingesetzt hat.

Doch der Euro ist nicht die Ursache 
der Krise.  Ein Blick nach Großbri-
tannien,  Island  und  in  die  USA 
reicht,  um das festzustellen – denn 
dort  gibt  es  nationale  Währungen 
und diese Länder sind, wie so viele 
andere auch, trotzdem von der sich 
seit  2007  entwickelnden  Weltwirt-
schaftskrise  betroffen.  Der  Euro 
spielt natürlich eine Rolle dabei, wie 
die Euro-Länder mit der Krise um-
gehen können. Die Regeln der Euro-
päischen  Währungsunion  und  die 
Tatsache, dass keine Möglichkeit be-
steht,  eine  nationale  Währung  ab- 
oder aufzuwerten, engen den Spiel-
raum zur  Ergreifung  von  Maßnah-
men gegen die Krise ein. Daher ist 
es kein Wunder, dass in den beson-
ders von der Krise betroffenen Län-
dern, wie Griechenland und Zypern, 
eine  Diskussion  stattfindet,  den 
Euro  zu  verlassen.  Die  Linke  in 
Deutschland  muss  deutlich  sagen, 
dass  diese  Opfer  der  Merkelschen 
Euro-Politik  und  der  Troika  das 

Recht haben, den Euro zu verlassen 
– wenn sie es in Volksabstimmungen 
beschließen sollten. Ein Austritt aus 
der Gemeinschaftswährung bei Auf-
rechterhaltung  der  grundlegenden 
kapitalistischen  Struktur  von  Wirt-
schaft  und  Staat,  würde  aber  auch 
für diese ausgepressten Länder keine 
Lösung bedeuten, sie wären weiter-
hin den internationalen Märkten aus-
gesetzt und die Wirkung der dann zu 
erwartenden Abwertung einer neuen 
nationalen  Währung  wäre  zwar  ei-
nerseits  eine  Verbilligung  von  Ex-
porten,  aber  andererseits  eine  Ver-
teuerung der Importe, ein mögliches 
Abschneiden  von  den internationa-
len Kreditmärkten und eine steigen-
de  Inflation  (Preise  steigen,  Löhne 
sind weniger  wert).  Es  würde indi-
rekt zu einer Verarmung der Bevöl-
kerung kommen, so wie heute direkt 
durch massive Kürzungen der Löh-
ne und Sozialleistungen eine Verar-
mung  herbeigeführt  wird.  Warum? 
Weil die tiefere Ursache der Krise in 
den  Widersprüchen  des  Kapitalis-
mus selbst liegt. Es gibt nicht ausrei-
chend  profitable  Anlagemöglichkei-
ten  in  der  so  genannten  Realwirt-
schaft  für  die  gigantischen weltweit 
bestehenden  Kapitalmengen.  Des-
halb  ist  das  Kapital  zur  exzessiven 
Spekulation  übergegangen,  die  wie-
derum  zu  exorbitanter  Verschul-
dung, Aktien- und Immobilienblasen 
und  wirtschaftlichen  Ungleichge-
wichten führt. Wie Marx und Engels 
ausführten, ist der Kapitalismus eine 
Gesellschaft, in der es zu Krisen aus 
Überfluss kommt. Der Euro war im 
wesentlichen der Versuch in einer Si-
tuation  verschärften  internationalen 
Konkurrenzkampfes  eine  bessere 
Wettbewerbssituation  für  die  euro-
päischen  Kapitalisten  zu  erreichen. 
Es gab also keine Konstruktionsfeh-
ler beim Euro, sondern der Euro sel-
ber ist Ausdruck der „fehlerhaften“ 
oder besser:  nicht funktionierenden 
kapitalistischen Wirtschaftsweise.

Haltung der LINKE-Führung

Lafontaines  Vorschlag  ist  auf  viel 
Widerspruch gestoßen. Einige versu-
chen  ihn,  in  eine  nationalistische 
Ecke zu stellen.  Das  ist  ungerecht-

fertigt,  denn  erstens  ist  seine  Hal-
tung  ist  nicht  nationalistischer,  als 
die Unterstützung eines Euro, der als 
Waffe  der  deutschen  Kapitalisten-
klasse  in  ganz  Europa  eingesetzt 
wird. Und zweitens artikuliert er zu-
mindest  sozialpolitische  Forderun-
gen,  die  im Interesse der Arbeiten-
den und Erwerbslosen liegen (wenn 
er  auch  immer  wieder  fälschlicher-
weise impliziert, die Löhne in Südeu-
ropa seien in den letzten Jahren zu 
stark  gestiegen).  Immerhin  hat  La-
fontaine  eine  notwendige  Debatte 
angestoßen,  wenn  er  auch  falsche 
Antworten  gibt.  Viel  problemati-
scher sind die Reaktionen auf  seinen 
Vorstoß  aus  Teilen  der  LINKEN-
Führung, die nun im Tagesrhythmus 
Bekenntnisse  zum  Euro  abgeben 
und ein solches sogar in den neuen 
Entwurf  für  das  Bundestagswahl-
programm  aufgenommen  haben. 
Damit verpassen sie die Chance, sich 
beim derzeit wichtigsten politischen 
Thema unmissverständlich von dem 
pro-kapitalistischen  Parteienkartell 
aus CDU/CSU, FDP, SPD und Grü-
nen  abzugrenzen  und  die  vielen 
Euro-Skeptiker  nicht  nationalisti-
schen Kräften wie  der  „Alternative 
für Deutschland“ zu überlassen. Un-
ter  den  Euro-Skeptikern  gibt  es 
nicht  nur  nationalistische  Nostalgi-
ker.  Die  meisten  Menschen verbin-
den den Euro mit Preissteigerungen 
und der derzeitigen Krise und sehen 
ihn  aus  sozialen  Gründen  kritisch. 
Umso wichtiger  ist,  dass  eine  linke 
Kraft, die die Interessen der Arbei-
terklasse vertritt,  Euro-kritische Po-
sitionen einnimmt.

Michael Schlecht, gewerkschaftspoli-
tischer  Sprecher  im  LINKE-Partei-
vorstand,  hat  sich  nun  mit  einem 
Beitrag in die Debatte eingeschaltet, 
in  dem  er  Lohnerhöhungen  in 
Deutschland zur  Rettung  des  Euro 
fordert. Seine Argumentation ist da-
bei  höchst  widersprüchlich.  Einer-
seits erklärt Schlecht, dass Deutsch-
land  die  Krise  dadurch  in  andere 
Länder  exportiert  hat,  indem  es 
durch Senkung von Löhnen und So-
zialleistungen  (so  genannte  innere 
Abwertung) seine Wettbewerbsfähig-
keit gesteigert hat.

Oskar Lafontaine



Er fordert  höhere  Löhne,  um die 
Außenhandelsüberschüsse 
Deutschlands zu senken, was also 
einer  Verschlechterung  der  Wett-
bewerbssituation  der  deutschen 
Konzerne  gleich  käme.  Gleichzei-
tig verteidigt er den Euro, weil ein 
Ende desselben zu massiver (äuße-
rer)  Aufwertung  einer  nationalen 
deutschen Währung führen würde 
und so – die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Konzerne untergra-
ben  würde.  Er  verzichtet  leider 
darauf  hinzuweisen, was der Kern 
des  Problems ist:  der Wettbewerb 
selbst,  also  die  auf  Konkurrenz 
und Profitmaximierung ausgerich-
tete  Struktur  der  kapitalistischen 
Ökonomie.

Diese  Konkurrenz  wirkt  zerstöre-
risch  –  egal  ob  innerhalb  eines 
Währungsraums  oder  zwischen 
Volkswirtschaften  mit  unter-
schiedlichen  Währungen.  Das 
würde auch in einem europäischen 
Währungssystem  (in  dem  die 
Wechselkurse in einem kontrollier-
ten  Rahmen  auf-  und  abwerten 
könnten) gelten, wie Oskar Lafon-
taine es nun vorschlägt. Diese Er-
fahrung  hat  Europa  auch  hinter 
sich:  in  den 1970er  Jahren gab es 
in Europa die so genannte „Wäh-
rungsschlange“,  die  unter  dem 
Eindruck  der  ersten  Weltwirt-
schaftskrise nach dem Nachkriegs-
aufschwung  scheiterte;  das  1979 
gegründete  Europäische  Wäh-
rungssystem  (EWS)  fiel  aufgrund 
der Rezession im Jahr 1992 ausein-
ander.  Diese  Erfahrungen  zeigen 
ebenso  wie  die  gegenwärtige 
Euro-Krise: in Zeiten wirtschaftli-
cher  Krise setzen sich die  Zentri-
fugalkräfte  in  Europa  durch,  weil 
das  kapitalistische  System  weiter-
hin in Form nationaler  Volkswirt-
schaften  strukturiert  ist  und  die 
Kapitalistenklassen  weiterhin 
einen nationalen Charakter haben. 
Auch  im  Falle  von  nationalen 
Währungen  haben  die  starken 
Volkswirtschaften  tausende  Mittel 
und Wege ihre Dominanz auszuü-
ben. Eine nationale Währung mag 
gewisse  Schutzmechanismen  er-
möglichen, die heute nicht vorhan-

den  sind.  Aber  die  Kehrseite  der 
Medaille  wäre  Inflation,  steigende 
Zinsen zur Kreditfinanzierung etc. 
für die schwachen Länder und ent-
sprechende Konsequenzen für den 
Lebensstandard  der  Bevölkerung. 
Ein  Ende  der  Austeritätspolitik 
würde sich daraus nicht ergeben.

Katja  Kipping und Bernd Riexin-
ger haben sich auch für den Euro 
ausgesprochen.  Kipping  spricht 
von der Notwendigkeit einer koor-
dinierten europäischen Sozial- und 
Wirtschaftspolitik, einer gemeinsa-
men  Finanzpolitik  und  der  Um-
verteilung  von  Reichtum  von 
Oben  nach  Unten.  Wie  das  alles 
im  Rahmen  der  kapitalistischen 
Konkurrenzwirtschaft  erreicht 
werden  soll,  verrät  sie  uns  nicht. 
Wenn  das  aber  nicht  beantwortet 
wird,  kommt  jedes  positive  Be-
kenntnis  zum Euro einer  Entsoli-
darisierung mit jenen linken Kräf-
ten gleich,  die  den Euro heute  in 
Zypern  und  anderswo  in  Frage 
stellen.

Kapitalismus vs. Vernunft

Lafontaine selber gibt zu, dass sei-
ne  frühere  Unterstützung  für  den 
Euro auf  der fatalen Hoffnung ba-
sierte, dieser könne „auf  allen Sei-
ten  ökonomische  Vernunft“  er-
zwingen. Woher er diese Hoffnung 
nahm,  erklärt  er  nicht.  Warum 
aber  ein  Europäisches  Währungs-

system nun Vernunft in ein System 
bringen soll, dessen einzige Ratio-
nalität  in  der  Profitmaximierung 
liegt,  bleibt  wiederum Lafontaines 
Geheimnis.

Die  Positionen  sowohl  der  Euro-
GegnerInnen,  als  auch  der  Euro-
BefürworterInnen  in  der  LIN-
KEN kranken an der illusorischen 
Vorstellung,  man  könne  durch 
eine  „vernünftige“  Finanz-  und 
Wirtschaftspolitik  im Rahmen der 
auf  Macht-  und  Eigentumskon-
zentration  basierenden  kapitalisti-
schen Ökonomie die  Entwicklung 
wirtschaftlicher  Ungleichgewichte 
zwischen  unterschiedlich  starken 
Volkswirtschaften  verhindern. 
Daran  krankt  auch  Sarah  Wagen-
knechts Argumentation,  „niemand 
brauche  über  ein  mögliches  Aus-
einanderbrechen  der  Währungsu-
nion  und  Alternativszenarien 
nachzudenken“,  wenn  „Deutsch-
land die  jahrelangen Lohnsenkun-
gen  und  Sozialkürzungen  durch 
überproportionale  Reallohnsteige-
rungen, höhere Renten und besse-
re  Sozialleistungen  wieder  aus-
gleicht“.  Die  Vorstellungen  von 
Lafontaine, Schlecht, Kipping und 
Wagenknecht  entsprechen  –  alle 
auf  ihre Art – der Idee, man kön-
ne  in  einem  Haifischbecken  eine 
gerechte Verteilung des Futters er-
reichen.

Blockupy Proteste in Frankfurt am Main 2012. Auch dieses Jahr stehen 
wieder Großdemonstrationen und Blockaden an.



Systemfrage stellen

Die  Antwort  auf  die  Frage  nach 
Euro  oder  nationalen  Währungen 
muss in einer Gegenfrage bestehen: 
wer  kontrolliert  die  Finanzpolitik 
und  die  Ökonomie?  Wem  gehören 
die Banken und Konzerne? In wes-
sen  Interesse  wird  gewirtschaftet? 
Wenn die Arbeiterklasse eines  Lan-
des darin erfolgreich sein sollte, eine 
sozialistische  Regierung  zu  etablie-
ren,  die  die  Banken und Konzerne 
verstaatlicht,  Kapitalverkehrskon-
trollen  einführt,  die  Zahlung  der 
Auslandsschulden einstellt, den Sozi-
alabbau beendet und massive Inves-
titionsprogramme in  den Bereichen 
Bildung,  Gesundheit,  Umwelt  und 
Soziales  zur  Schaffung  von  Ar-
beitsplätzen einleitet – wird ein sol-
ches Land wahrscheinlich innerhalb 
kürzester Zeit aus dem Euro gewor-
fen. Dann muss es natürlich zur Ein-
führung  einer  eigenen  Währung 
übergehen, aber nicht die Währung 
als solche wäre dann das Mittel zur 

Krisenbewältigung,  sondern  die  so-
zialistische Politik einer solchen Re-
gierung.  Und  diese  Politik  müsste 
beinhalten, die Völker Europas dazu 
aufzurufen,  es  ihr  nachzumachen, 
die  Kapitalisten  zu  verjagen  und 
einen neuen, sozialistischen und de-
mokratischen  Staaten-  und  Wäh-
rungsverbund einzugehen.

Wenn heute Volksabstimmungen zur 
Frage des Euro in irgendeinem Land 
Europas  durchgeführt  würden, 
müssten  linke  Parteien  dazu  aufru-
fen,  gegen  den  Euro  zu  stimmen. 
Die Solidarität der deutschen Linken 
müssten ihnen dann sicher sein. Al-
les andere wäre eine Stimme für die 
Fortsetzung  der  zerstörerischen 
Troika-Politik unter dem Diktat aus 
Berlin und Brüssel. Aber sie müssten 
gleichzeitig  klar  machen,  dass  ein 
solcher Schritt  alleine kein Problem 
lösen  wird.  Deshalb  ist  es  sowohl 
falsch,  wenn DIE LINKE sich für 
„die  Rettung  des  Euro“ ausspricht, 
als  auch  wenn  andere  linke  Kräfte 
einfach nur  einen Austritt  aus  dem 

Euro fordern. Die Antwort auf  die 
Währungsfrage muss eine sozialisti-
sche Beantwortung der Systemfrage 
sein.  Diese  Art  der  Beantwortung 
beginnt mit einem kompromisslosen 
Kampf  gegen die  Austeritätspolitik 
in ganz Europa. Das Nein zu Entlas-
sungen,  Privatisierungen,  Sozialab-
bau  und  Abbau  demokratischer 
Rechte muss aber verbunden werden 
nicht  mit  der  Illusion,  man  könne 
dem Kapitalismus Vernunft beibrin-
gen (oder aufzwingen), sondern mit 
der Idee des Sturzes des Kapitalherr-
schaft.  EU und Euro sind nicht  in 
einem  sozialen  Sinne  zu  reformie-
ren, wie auch das ganze auf  Ausbeu-
tung beruhende System nicht sozial 
umzugestalten  ist.  Vor  dieser 
Schlussfolgerung  schrecken  leider 
alle  LINKE-ProtagonistInnen,  die 
sich in dieser  Debatte zu Wort  ge-
meldet haben zurück: eine sozialisti-
sche Demokratie ist zur alternativlo-
sen  Notwendigkeit  geworden,  um 
der  zerstörerischen  Krise  ein  Ende 
zu machen!
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